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§ 1 

Rechtsform, Name, Sitz 

(Zu § 1 NiersVG) 

 

(1) Der Niersverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

 

(2) Der Niersverband hat seinen Sitz in Viersen. 

 

 

 

§ 2 

Verbandsgebiet 

(Zu § 5 NiersVG) 

 

Die Grenzen des Verbandsgebietes werden in einer Übersichtskarte im Maßstab 

1 : 50.000 dargestellt. Im Bedarfsfall erstellt die Verbandsverwaltung für genauere ört-

liche Ermittlungen von Grenzgebieten Ausschnitte in geeignetem Maßstab. 

 

 

 

§ 3 

Beitragsgruppen, Mindestbeiträge für die Mitgliedschaft, 

Mitgliederverzeichnis 

(Zu § 6 Abs. 2 und 3 NiersVG) 

 

(1) Entsprechend der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 - 11 Niersverbandsgesetz aufgeführten Auf-

gabenbereiche werden folgende Beitragsgruppen gebildet: 

 

a) Abwasserbeseitigung und Entsorgung der dabei anfallenden Rückstände, 

 

b) Behandlung von mit Niederschlagswasser vermischtem Schmutzwasser aus 

Mischkanalisationen in Niederschlagswasserbehandlungsanlagen sowie Rück-

haltung von mit Niederschlagswasser vermischtem Schmutzwasser aus Misch-

kanalisationen in dazu bestimmten Sonderbauwerken, 

 

c) Abwasserabgabe für das Einleiten von Niederschlagswasser, 

 

d) Unterhaltung der Gewässer, 
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e) Regelung des Wasserabflusses einschließlich Ausgleich der Wasserführung und 

Sicherung des Hochwasserabflusses, 

 

f) Rückführung ausgebauter oberirdischer Gewässer in einen naturnahen Zustand 

soweit nicht bereits von § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Niersverbandsgesetz erfasst, 

 
g) Deponiesickerwasserbeseitigung, 

 

h) Ausgleich des Wasserhaushalts durch Maßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 4  

und 5 Niersverbandsgesetz, 

 

Die Mitglieder außerhalb des Verbandsgebietes nach § 2 Abs. 2 NiersVG sind ebenso 

in diesen Beitragsgruppen zu veranschlagen. 

 

(2) Die Mindestbeiträge im Sinne von § 6 Abs. 2 Niersverbandsgesetz betragen je Bei-

tragsgruppe 2.500 €. 

 

(3) Das Verzeichnis der Mitglieder gemäß § 6 Abs. 3 NiersVG wird vom Vorstand jähr-

lich unter Berücksichtigung der festgesetzten Beitragsliste neu erstellt. Es wird am Sitz 

der Verbandsverwaltung in Viersen zur Einsichtnahme ausgelegt. 

 

 

 

§ 4 

Übergabepunkt 

(Zu § 2 NiersVG) 

 

(1) Die Mitglieder, die Abwasser ableiten, haben dies dem Verband an einem Punkt 

zur Abwasserbehandlung (Übergabepunkt I) zu übergeben, an dem eine Kläranlage 

für diese Mitglieder nach dem Stand der Technik auf hierfür geeignetem Gelände 

zweckmäßigerweise errichtet oder erweitert werden könnte und das Abwasser mit aus-

reichender Höhe in ein hierfür geeignetes Gewässer unmittelbar abgeleitet werden 

kann. 

 

Die Mitglieder, die Abwasser aus mischkanalisierten Gebieten ableiten, haben dies 

dem Verband an Punkten zur Niederschlagswasserbehandlung (Übergabepunkt II) zu 

übergeben, an denen der Verband eine Niederschlagswasserbehandlungsanlage 

(NWBA) für diese Mitglieder nach dem Stand der Technik auf hierfür geeignetem Ge-

lände zweckmäßigerweise errichtet oder erweitert und das Abwasser mit ausrei- 
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chender Höhe in ein hierfür geeignetes Gewässer unmittelbar abgeleitet werden kann. 

Wenn sich die NWBA nicht im örtlichen und verfahrenstechnischen Zusammenhang 

mit einer Kläranlage befindet oder das Abwasser nicht unmittelbar eingeleitet werden 

kann, übergibt der Verband das Abwasser wieder an die Gemeinde zur Fortleitung. 

 

Sofern das Abwasser aus mischkanalisierten Gebieten in dazu bestimmten Sonder-

bauwerken zurückzuhalten ist, haben die Mitglieder dem Verband dieses Abwasser an 

Stellen zur Rückhaltung zu übergeben, an denen der Verband ein Rückhaltevolumen 

für diese Mitglieder zweckmäßigerweise vorhält (Übergabepunkt III). Wenn die Son-

derbauwerke im örtlichen Zusammenhang mit Anlagen nach Unterabsatz 1  

oder 2 errichtet sind, fällt der Übergabepunkt III mit den Übergabepunkten I bzw. II 

zusammen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Unterabsatzes 2 entsprechend. 

 

(2) In Gebieten, aus denen dem Einzugsgebiet Wasser zugeführt wird, hat der Niers-

verband nur die Aufgabe gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 8 und 9 NiersVG. 

 

(3) Soweit Abwasser in außerhalb des Verbandsgebietes gelegene Anlagen öffentlich-

rechtlicher Träger abfließt oder ihnen zugeführt und dort behandelt wird, ist der Niers-

verband von den Aufgaben gemäß § 2 NiersVG freigestellt. 

 

(4) Soweit und solange Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 - 3 NiersVG der neben 

dem Niersverband in dessen Verbandsgebiet tätigen Wasser- und Bodenverbände 

sich mit den Aufgaben des Niersverbandes überschneiden, ist dieser von der Aufga-

benerfüllung freigestellt. 

 

 

 

§ 5 

Pflichten zum Schutz von Gewässern, 

Grundstücken und Anlagen 

(Zu § 7 Abs. 1 NiersVG) 

 

(1) Die Mitglieder, die Abwasser ableiten, haben den Verband rechtzeitig zu benach-

richtigen, soweit sich ihr Abwasser nach Art, Menge oder Beschaffenheit nachhaltig so 

verändern wird, dass sich diese Veränderung auf den Betrieb vorhandener oder die 

Bemessung geplanter Abwasseranlagen des Verbandes auswirken kann. In Zweifels-

fällen ist beim Verband Rückfrage zu halten. 
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(2) Abwässer, von denen zu besorgen ist, dass sie sich der zumutbaren Behandlung 

entziehen, dass sie Betrieb oder Wirkung der Behandlung nachteilig beeinflussen, Ab-

wasseranlagen beschädigen oder die Klärschlammentsorgung wesentlich erschwe-

ren, dürfen den der Abwasserbeseitigung dienenden Anlagen des Verbandes nicht 

zugeführt werden. Die Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 NiersVG dürfen bei ihren Maß-

nahmen die Werte für die Zuleitung schädlicher Stoffe sowie sonstige die Vorbehand-

lung von Abwasser betreffenden Festlegungen nicht überschreiten, die der Niersver-

band zum Schutz der Verbandsanlagen und ihrer Wirksamkeit sowie zur Sicherung 

des Verbandsunternehmens festlegt. Der Verband kann die Übernahme an besondere 

Bedingungen knüpfen, insbesondere von einer Vorbehandlung abhängig machen. Die 

für die Indirekteinleiter geltenden Vorschriften und Regelungen des kommunalen Sat-

zungsrechts sowie die ordnungsbehördliche Verordnung über die Genehmigungs-

pflicht für die Einleitung von Abwasser mit gefährlichen Stoffen in öffentliche Abwas-

seranlagen - VGS - bleiben hiervon unberührt. 

 

(3) Werden Abwässer entgegen Abs. 2 wiederholt oder ständig einer Abwasseranlage 

des Verbandes zugeführt, wird der Verband das Mitglied unterrichten, das die Abwäs-

ser dieser Anlage zugeführt hat. Wird die Zuführung solcher Abwässer fortgesetzt, ist 

der Verband nach vorheriger Unterrichtung der zuständigen Ordnungsbehörde und 

nach Ablauf einer dem Mitglied schriftlich gesetzten Frist berechtigt, diese Abwässer 

nicht zu übernehmen, es sei denn, daß die Ordnungsbehörde den Verband zur weite-

ren Übernahme anhält. 

 

(4) Sind Stoffe, von denen zu besorgen ist, dass sie sich der zumutbaren Behandlung 

entziehen, dass sie Betrieb oder Wirkung der Behandlung nachteilig beeinflussen, Ab-

wasseranlagen beschädigen oder die Klärschlammentsorgung wesentlich erschweren 

können, in eine öffentliche Abwasseranlage gelangt, der eine Abwasserbehandlungs-

anlage des Verbandes zugeordnet ist, ist der Verband unverzüglich zu benachrichti-

gen, damit die zum Schutz der Anlagen und Gewässer notwendigen Maßnahmen ge-

troffen werden können. 

 

(5) § 23 Abs. 5 bleibt unberührt (Sonderaufwendungen). 
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§ 6 

Bildung der Verbandsversammlung 

(Zu §§ 12 und 13 Abs. 6 NiersVG) 

 

(1) Die Beitragseinheit, die zur Entsendung einer oder eines Delegierten in die Ver-

bandsversammlung berechtigt, beträgt ein 75stel der - die Abwasserabgabe nicht ent-

haltenden - durchschnittlichen Jahresbeiträge des Verbandes der jeweiligen letzten 

drei Jahre vor dem Jahr der Neubildung der Verbandsversammlung. Damit besteht - 

unter Berücksichtigung von § 12 Abs. 4 NiersVG - die Verbandsversammlung aus 

höchstens 76 Delegierten. 

 

(2) Die Mitglieder, die mindestens eine volle Beitragseinheit erreichen, werden mit Be-

kanntgabe der Liste nach § 13 Absatz 7 Niersverbandsgesetz durch den Verband auf-

gefordert, die auf die vollen Beitragseinheiten entfallenden Delegierten für die nächste 

Amtszeit innerhalb einer vom Verband unter Berücksichtigung von § 13 Absatz 4 Niers-

verbandsgesetz zu bestimmenden Frist schriftlich gegenüber der oder dem Vorsitzen-

den des Verbandsrates zu benennen. Die benannten Personen sind mit Vor- und Zu-

namen, ladungsfähiger Anschrift und unter Angabe der Tatsachen, die die Erfüllung 

der gesetzlichen Voraussetzungen für die Delegierteneigenschaft begründen, zu be-

nennen. Mitglieder gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 Niersverbandsgesetz 

haben anzugeben, ob die benannten Personen Vertreter der Verwaltung oder Mitglie-

der der Vertretung der Gebietskörperschaft sind. 

 

(3) Für die Jahresbeiträge, die eine volle Beitragseinheit nicht erreichen oder darüber 

hinaus gehen (Beitragsteileinheiten), wird je Mitgliedergruppe gemäß § 6 Absatz 1 

Satz 1 Niersverbandsgesetz eine Stimmgruppe gebildet. Die Mitglieder, auf die Bei-

tragsteileinheiten entfallen, werden mit Bekanntgabe der Liste nach § 13 Absatz 7 

Niersverbandsgesetz auf die Möglichkeit hingewiesen, sich mit ihren Beitragsteilein-

heiten an ihrer Stimmgruppe zu beteiligen. Die Beitragsteileinheit eines Mitgliedes ist 

in die Stimmgruppe eingebracht, wenn das Mitglied nicht binnen einer Ausschlussfrist 

von einem Monat schriftlich gegenüber dem Verband erklärt, sich nicht an der Stimm-

gruppe beteiligen zu wollen. Die Ausschlussfrist beginnt am dritten Tag nach der Auf-

gabe des Schreibens zur Post, mit dem die Liste nach § 13 Absatz 7 Niersverbands-

gesetz bekanntgegeben wird. 

 

(4) Der Verband gibt den Mitgliedern, deren Beitragsteileinheiten in die Stimmgruppe 

eingebracht sind, unverzüglich nach Ablauf der Ausschlussfrist zur Erklärung der 

Nichtbeteiligung an der Stimmgruppe die Zusammensetzung der Stimmgruppe und die 

Zahl der von ihr zu wählenden Delegierten schriftlich bekannt. Damit verbunden erfolgt 

die Aufforderung, innerhalb einer weiteren Ausschlussfrist von einem Monat schriftlich 
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Wahlvorschläge für die Delegiertensitze der Stimmgruppe einzureichen. Dabei sollen 

auch für den Fall des vorzeitigen Ausscheidens Vorschläge für erste und weitere Nach-

folgerinnen oder Nachfolger der oder des jeweiligen Delegierten gemacht werden. Zur 

Wahl der Delegierten der Stimmgruppen der Mitgliedergruppen „kreisfreie Städte, 

kreisangehörige Städte, Gemeinden“ und „Kreise“ können nur Mitglieder der Vertre-

tung der Gebietskörperschaften vorgeschlagen werden. Es gilt Absatz 2 Satz 2 ent-

sprechend. Für den Beginn der Ausschlussfrist zur Einreichung der Wahlvorschläge 

gilt Absatz 3 Satz 4 entsprechend. Der Verband hat mit einer Ausschlussfrist von zwei 

Wochen von den Mitgliedern der Stimmgruppen weitere Wahlvorschläge anzufordern, 

wenn die Anzahl der Vorgeschlagenen unzureichend ist. Für den Beginn der Aus-

schlussfrist zur Nachreichung von Wahlvorschlägen gilt Absatz 3 Satz 4 entsprechend. 

Ist die Anzahl der Vorgeschlagenen auch nach Fristablauf unzureichend, beschränkt 

sich die Gesamtzahl der Delegierten der Stimmgruppe für diese Amtszeit auf die Zahl 

der vorgeschlagenen und gemäß Absatz. 5 gewählten Delegierten. 

 

(5) Werden aus einer Stimmgruppe nicht mehr Wahlvorschläge gemacht, als Dele-

gierte auf sie entfallen und verlangt kein Mitglied der Stimmgruppe schriftlich innerhalb 

der Ausschlussfrist nach Absatz 4 Satz 2 bzw. Satz 7 zur Einreichung der Wahlvor-

schläge die Durchführung der Wahl, sind die Vorgeschlagenen gewählt. Werden mehr 

Wahlvorschläge gemacht als Delegierte auf die Stimmgruppe entfallen oder verlangt 

ein Mitglied der Stimmgruppe die Durchführung der Wahl, werden die Delegierten der 

Stimmgruppe im schriftlichen Verfahren gewählt. Delegierte und vorgeschlagene 

Nachfolgerinnen oder Nachfolger stehen nur einheitlich zur Wahl. Aus den entspre-

chenden Wahlvorschlägen werden durch den Verband für jede Stimmgruppe Stimm-

zettel zusammengestellt und den Stimmberechtigten zur Wahl zugeleitet. Gewählt wird 

durch Rücksendung der Stimmzettel bis zu einem vom Verband bestimmten Termin, 

der mindestens einen Monat nach Aufgabe des Schreibens zur Post liegen muss, mit 

dem den Stimmberechtigten die Stimmzettel zur Wahl zugeleitet werden. Nach dem 

Termin beim Verband zugehende Stimmzettel bleiben unberücksichtigt. Jedes Mitglied 

einer Stimmgruppe hat so viele Stimmen, wie Delegierte von der Stimmgruppe zu wäh-

len sind. Jede Stimme des einzelnen Mitgliedes hat die Wertigkeit der auf das Mitglied 

entfallenden Beitragsteileinheiten. Für jeden Wahlvorschlag darf je Mitglied nur eine 

Stimme abgegeben werden. Gewählt sind die Personen, die von den abgegebenen 

Stimmen die höchsten Summen an Beitragsteileinheiten auf sich vereinigen. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet im Bedarfsfall das Los. Die Auswertung der Wahl erfolgt 

unter Aufsicht der internen Prüfstelle des Verbandes. Über die Auswertung ist eine 

Niederschrift zu fertigen. Das Ergebnis der Wahl wird allen Mitgliedern der Stimm-

gruppe bekannt gemacht. 
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§ 7 

Liste der Delegierten 

(Zu § 13 Abs. 7 NiersVG) 

 

Die Delegierten werden vom Vorstand in einer Liste aufgeführt, die entsprechend den 

Änderungen fortzuführen ist. Veränderungen gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1 NiersVG sind 

dem Vorstand unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Die Liste kann von den Delegierten 

sowie den Mitgliedern und ihren Beauftragten am Sitz der Verbandsverwaltung einge-

sehen werden. Die Bekanntgabe der Liste gemäß § 13 Abs. 7 NiersVG beinhaltet die 

Auszüge der zugehörigen Mitgliedergruppe. 

 

 

 

§ 8 

Sitzungen der Verbandsversammlung 

(Zu § 15 NiersVG) 

 

(1) Die Sitzungstermine der Verbandsversammlung sowie der Sitzungsort werden un-

ter Angabe der Tagesordnung im Amtsblatt des Kreises Viersen bekannt gemacht. 

Unabhängig davon werden die Delegierten schriftlich geladen. 

 

(2) Gegenstände, die sich zur öffentlichen Beratung nicht eignen, sind in nicht öffentli-

cher Sitzung zu behandeln. Für die Beschlussfassung über diesen Antrag gilt 

§ 15 Abs. 6 NiersVG. 

 

(3) Über Beratungsgegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, darf nur dann 

beschlossen werden, wenn mehr als 2/3 aller Delegierten vertreten ist und keiner wi-

derspricht. Über die Satzung und ihre Änderungen, die Veranlagungsrichtlinien und 

ihre Änderungen, die Feststellung des Haushaltsplanes und seiner Änderungen sowie 

die Wahl der Mitglieder des Verbandsrates darf ohne Ankündigung auf der Tagesord-

nung nicht beschlossen werden. Beschlüsse über Änderungen der Satzung bedürfen 

einer einfachen Mehrheit gemäß § 15 Abs. 6 NiersVG. 

 

(4) Die Delegierten können sich in der Verbandsversammlung nicht vertreten lassen. 

 

(5) Die Niederschriften über die Sitzungen der Verbandsversammlung sollen den Mit-

gliedern, den Delegierten, den Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Ver-

bandsrates, der Aufsichtsbehörde, den Vertreterinnen und Vertretern nach § 15 Abs. 8 

NiersVG sowie dem Vorstand innerhalb von sechs Wochen zugeleitet werden. 
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(6) Beschlüsse der Verbandsversammlung sind in ein Beschlussbuch aufzunehmen. 

Aufgehobene, geänderte und ergänzte Beschlüsse sind entsprechend zu kennzeich-

nen. 

 

(7) Die Amtszeit der Delegierten endet mit der Konstituierung der neuen Verbandsver-

sammlung, die alle 5 Jahre erfolgt (§ 13 Abs. 4 NiersVG). 

 

 

 

§ 9 

Wahl der Mitglieder des Verbandsrates 

(Zu § 16 NiersVG) 

 

(1) Drei Monate vor Ablauf der Amtszeit des Verbandsrates teilt der Vorstand den Mit-

gliedergruppen mit, wie viele Mitglieder jeweils auf die einzelnen Mitgliedergruppen 

gemäß § 16 Abs. 1 NiersVG entfallen. Die Mitglieder können der Vorsitzenden oder 

dem Vorsitzenden des Verbandsrates bis 4 Wochen vor der Sitzung der Verbandsver-

sammlung schriftlich Vorschläge für die nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 - 5 NiersVG in den Ver-

bandsrat zu wählenden Mitglieder unterbreiten. Die Wahl der Mitglieder des Verbands-

rates erfolgt jeweils für die Mitglieder nach § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 - 5 NiersVG. Glei-

ches gilt für die Wahl der Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitnehmervertreter ge-

mäß § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 NiersVG. Werden bei den Mit-gliedergruppen ge-

mäß § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 NiersVG mehr Wahlvorschläge für die Vertreterin-

nen und Vertreter der Verwaltung gemacht als auf sie gemäß § 16 Abs. 1 Satz 4 

NiersVG entfallen, findet für die Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung und für 

die Mitglieder der Vertretung der Gebietskörperschaft eine getrennte Wahl statt. 

 

(2) Die Mitglieder des Verbandsrates werden bei allseitiger Zustimmung durch Hand-

zeichen mittels einer Stimmkarte, sonst durch Stimmzettel gewählt. Findet eine Wahl 

durch Abgabe von Stimmzetteln statt, können auf diesem so viele Personen ange-

kreuzt werden, wie Mitglieder zu wählen sind. 

 

(3) Die zur Wahl Vorgeschlagenen sind in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf 

sie entfallenden Stimmenzahlen gewählt. Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl 

unter den nicht gewählten Personen statt, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 

Bei der Stichwahl entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; bei 

Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

(4) Bei einer Ersatzwahl (§ 16 Abs. 7 Satz 3 NiersVG) gelten die Absätze 1 - 3 ent-

sprechend. 
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(5) Für jedes Mitglied des Verbandsrates wird in gleicher Weise ein stellvertretendes 

Mitglied gewählt, von dem es im Falle der Verhinderung vertreten wird (§ 18 Abs. 3 

Satz 2 NiersVG). Die Vertretung ist personengebunden und nur möglich, wenn das 

Mitglied des Verbandsrates verhindert ist.  

 

(6) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Verbandsrates sind verpflichtet, 

über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse, über personenbezogene Belange, über Beitragsangelegen-

heiten und Vergaben sowie über Abstimmungsverhältnisse Verschwiegenheit zu wah-

ren. 

 

 

 

§ 10 

Sitzungen des Verbandsrates, Beschlussbuch, Entschädigung 

(Zu § 18 NiersVG) 

 

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Verbandsrates hat die Vertreterin oder 

den Vertreter der Aufsichtsbehörde in gleicher Weise wie die Mitglieder des Verbands-

rates zu den Sitzungen einzuladen. 

 

(2) Ist ein Mitglied des Verbandsrates an der Teilnahme verhindert, ist dies der oder 

dem Vorsitzenden des Verbandsrates über die Verbandsverwaltung unverzüglich mit-

zuteilen. 

 

(3) Die Niederschriften über die Sitzungen des Verbandsrates sollen den Mitgliedern 

und stellvertretenden Mitgliedern des Verbandsrates, dem Vorstand sowie der Auf-

sichtsbehörde innerhalb von 6 Wochen zugeleitet werden. 

 

(4) Beschlüsse des Verbandsrates sind in ein Beschlussbuch aufzunehmen. Aufgeho-

bene, geänderte und ergänzte Beschlüsse sind entsprechend zu kennzeichnen. 

 

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Verbandsrates und des Wider-

spruchsausschusses sowie die Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer und ihre 

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter erhalten für die Ausübung ihrer Tätigkeit eine 

Entschädigung, über deren Höhe die Verbandsversammlung im Rahmen des Haus-

haltsplanes beschließt. Fahrtkosten für die Anreise vom Wohnort bzw. Dienstsitz wer-

den auf Antrag nach den Regelungen des Landesreisekostengesetzes in der jeweils 

gültigen Fassung erstattet. 
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§ 11 

Geschäfte und sonstige Angelegenheiten von herausragender Bedeutung 

(Zu § 17 Abs. 5 Nr. 12 NiersVG) 

 

(1) Geschäfte und sonstige Angelegenheiten von herausragender Bedeutung im Sinne 

von § 17 Abs. 5 Nr. 12 NiersVG sind 

 

a) Vergaben von Lieferungen und Leistungen für im Wirtschaftsplan veranschlagte 

Maßnahmen, wenn der Auftragswert im Einzelnen höher ist als 5 Millionen Euro, 

 

b) Grundstücksgeschäfte ab einem Einzelwert pro Grundstück von über 500.000 

Euro, 

 

c) Vergleiche mit einem Wert von über 250.000 Euro. 

 

§ 23 NiersVG bleibt unberührt. Ebenso bleibt unberührt das Zustimmungserfordernis 

nach § 17 Abs. 5 Nr. 2 NiersVG. Der Vorstand wird dem Verbandsrat in geeigneter 

Weise Mitteilung über alle vor der jeweiligen Verbandsratssitzung vollzogenen Verga-

ben ab 100.000 Euro sowie Darlehnsaufnahmen machen. 

 

(2) Die unentgeltliche Überlassung der Nutzung von Vermögensgegenständen auf 

Dauer bedarf der Zustimmung des Verbandsrates. 

 

 

 

§ 12 

Übersichten, Bau- und Maßnahmepläne 

(Zu § 17 Abs. 5 Nr. 1 und 2 NiersVG) 

 

(1) Der Vorstand legt dem Verbandsrat zur Zustimmung die Entwürfe der Übersichten 

nach § 3 Abs. 2 und 3 NiersVG rechtzeitig vor. 

 

(2) Die für die Verbandsunternehmen dem Verbandsrat zur Zustimmung vorzulegen-

den Bau- und Maßnahmepläne (§ 17 Abs. 5 Nr. 2 NiersVG) müssen getrennt nach den 

einzelnen Aufgaben des Verbandes die zur Beurteilung von Art, Umfang, Zweck und 

Kosten erforderlichen Angaben enthalten sowie die vorgesehene Finanzierung und, 

soweit möglich, die voraussichtliche Bauzeit darlegen. Den Unterlagen ist möglichst 

eine Projektbewertung sowie eine Abschätzung der jährlichen Folgekosten beizufü-

gen. 
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§ 13 

Wirtschaftsführung 

(Zu §§ 22 a, 24 Abs. 2 NiersVG) 

 

(1) Der Niersverband führt ein kaufmännisches Rechnungswesen nach § 22 a 

NiersVG ein. Der Vorstand kann Einzelheiten der Einführung zeitlich und sachlich re-

geln. Soweit und solange ein Wirtschaften nach einem Haushaltsplan erfolgt, findet 

das kommunale Haushaltsrecht NW entsprechende Anwendung. Im Einzelnen sind 

Abweichungen zulässig, die wegen der Eigenart der Aufgaben des Verbandes not-

wendig oder zweckmäßig sind. Einzelheiten regelt der Vorstand in einer Haushalts- 

und Kassenordnung. 

 

(2) Sofern § 22 a Abs. 3 NiersVG auf die Bestimmungen der Eigenbetriebsverordnung 

verweist, gelten die Zuständigkeiten der Werkleitung und der Gemeindedirektorin oder 

des Gemeindedirektors als auf den Vorstand übertragen und die des Werksausschus-

ses als auf den Verbandsrat übertragen.  

 

(3) Einzelheiten regelt der Vorstand in einer Ordnung für die Wirtschaftsführung. 

 

 

 

§ 14 

Rechnungsprüfung 

(Zu § 24 Abs. 2 NiersVG) 

 

(1) Nach Ablauf des Wirtschaftsjahres stellt der Vorstand die Jahresrechnung bzw. den 

Jahresabschluss in der ersten Hälfte des neuen Rechnungsjahres auf und legt diese 

mit dem Bericht der internen Rechnungsprüfung der Prüfstelle vor, die gem. § 14 

Abs. 2 Ziff. 4 NiersVG von der Verbandsversammlung bestellt wird (externe Prüfstelle), 

sowie den gewählten Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfern nach Abs. 3. Als 

Prüfstelle sind in geeignetem Rhythmus erfahrene Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

durch die Verbandsversammlung zu bestellen. 

 

(2) Die externe Prüfstelle prüft die Jahresrechnung/den Jahresabschluss mit allen Un-

terlagen, insbesondere ob 

 

a) der Haushaltsplan bzw. der Wirtschaftsplan eingehalten ist, 

 

b) die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig be-

gründet und belegt sind, 
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c) bei den Einnahmen und Ausgaben nach den geltenden Vorschriften verfahren 

worden ist, 

 

d) die Vermögensrechnung richtig geführt ist. 

 

Der Verbandsrat kann der externen Prüfstelle zusätzlich Aufträge erteilen. 

 

(3) Die Verbandsversammlung wählt jeweils im Voraus für ein Haushaltsjahr/ Wirt-

schaftsjahr drei Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer sowie deren Stellver-

treterinnen und Stellvertreter aus dem Kreise der Delegierten oder der Mitglieder. Die 

Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer können auch in einem Beschäftigungs-

verhältnis zu einem Mitglied stehen. Die Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer 

müssen mindestens zwei unterschiedlichen Mitgliedergruppen angehören. Wieder-

wahl ist zulässig. 

 

(4) Die Jahresabschlüsse der Betriebe und Unternehmen, an denen der Verband maß-

gebend beteiligt ist, sind innerhalb einer angemessenen Frist nach Ablauf des Haus-

haltsjahres/ Wirtschaftsjahres in entsprechender Weise zu prüfen. 

 

(5) Die Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer werden bei ihrer Tätigkeit durch 

die Verbandsverwaltung unterstützt. 

 

(6) Der Prüfungsbericht der externen Prüfstelle ist vom Vorstand den von der Ver-

bandsversammlung gewählten Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfern vorzu-

legen. Diese haben ein umfassendes Recht, unterrichtet zu werden. Die Rechnungs-

prüferinnen oder Rechnungsprüfer erstatten dem Verbandsrat Bericht über das Ergeb-

nis der Prüfung. 

 

(7) Der Verband hat eine interne Prüfstelle. Diese nimmt insbesondere folgende Auf-

gaben wahr: 

 

1. Die Prüfung von Anordnungen vor ihrer Zuleitung an die Kasse, 

 

2. die dauernde Überwachung der Verbandskasse sowie die Vornahme von Kas-

senprüfungen, 

 

3. die Prüfungen von Vergaben. 

 

Näheres über Art und Umfang der internen Prüfung ist in einer Dienstanweisung zu 

regeln. Die interne Prüfstelle ist organisatorisch direkt dem Vorstand unterstellt. Der 
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Vorstand kann der internen Prüfstelle besondere Prüfungsaufträge erteilen. Die interne 

Prüfstelle ist ansonsten unabhängig von Weisungen des Vorstandes. Die sachliche 

Weisungsfreiheit der internen Prüfstelle bleibt unberührt. Der durch besondere Prü-

fungsaufträge veranlasste Umfang der Tätigkeit darf nicht so groß sein, dass die in-

terne Prüfstelle nicht mehr jene Prüfungen durchführen kann, die sie nach ihrem Er-

messen für notwendig hält. 

 

 

 

§ 15 

Abnahme der Jahresrechnung/des Jahresabschlusses 

und Entlastung des Vorstandes 

(Zu § 14 Abs. 2 Nr. 6 NiersVG) 

 

(1) Der Vorstand legt der Verbandsversammlung zu der Sitzung, in der über den Haus-

haltsplan/Wirtschaftsplan des kommenden Jahres beschlossen wird, die Jahresrech-

nung/den Jahresabschluss des Verbandes sowie die Jahresabschlüsse der Betriebe 

und der Unternehmen, an denen der Verband maßgebend beteiligt ist, mit dem Prüf-

vermerk der Prüfstelle vor. 

 

(2) Die Verbandsversammlung hat in der Sitzung gemäß Absatz 1 über die Abnahme 

der vorgelegten Jahresrechnung/des Jahresabschlusses und die Entlastung des Vor-

standes zu beschließen. 

 

 

 

§ 16 

Beitragsgruppen und Beitragsbedarf 

(Zu §§ 25, 26 und 27 NiersVG) 

 

Die Beiträge sind nach den Aufwendungen des Verbandes für die einzelnen Aufgaben 

gemäß § 2 NiersVG unter Berücksichtigung der zugehörigen Einnahmen zu berech-

nen und getrennt nach Beitragsgruppen in der Beitragsliste aufzuführen. 
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§ 17 

Beitragsveranlagung, Veranlagungsregeln 

(§ 27 NiersVG) 

 

(1) Die Beitragsveranlagung erfolgt aufgrund dieser Satzung in Verbindung mit den 

vom Vorstand aufzustellenden und von der Verbandsversammlung zu beschließenden 

Veranlagungsregeln. In den Veranlagungsregeln ist das Nähere hinsichtlich des Bei-

tragsverhältnisses, der Bildung von Beitragsgruppen und der Beitragsveranlagung zu 

bestimmen. Der Niersverband macht die Veranlagungsregeln sowie ihre Änderungen 

bekannt und teilt sie seinen Mitgliedern mit. 

 

(2) Die Veranlagung ist jeweils für ein Haushaltsjahr (Veranlagungsjahr) vorzunehmen. 

Ihr sind der Haushaltsplan und die Verhältnisse dieses Veranlagungsjahres (Bemes-

sungszeitraum) zugrunde zu legen. 

 

(3) Das Mitglied hat auf seine Kosten dem Niersverband alle für die Ermittlung des 

Beitragsverhältnisses und die Beitragsveranlagung notwendigen Angaben zu machen 

und die dazu benötigten Messvorrichtungen auf eigene Kosten einzubauen, ordnungs-

gemäß zu betreiben, überprüfen zu lassen und dem Niersverband die  

Messergebnisse mitzuteilen, sofern diese Maßnahmen wirtschaftlich zumutbar sind. 

Der Niersverband ist berechtigt, zusätzliche Feststellungen an Ort und Stelle zu tref-

fen. Ist es dem Niersverband nicht möglich, die Veranlagung nach den §§ 25 bis 28 

NiersVG in Verbindung mit §§ 16 und 17 dieser Satzung vorzunehmen, so führt er die 

Veranlagung nach seinem pflichtgemäßen Ermessen im Wege der Schätzung durch. 

 

(4) Die Kosten der Beitragsveranlagung trägt der Niersverband, soweit in der Satzung 

nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

 

§ 18 

Beiträge für die Unterhaltung der Gewässer 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 2 NiersVG) 

 

(1) Für die Aufwendungen des Niersverbandes zur Gewässerunterhaltung nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 NiersVG (§§ 90, 91 LWG) werden zunächst die Erschwerer und da-

nach für die verbleibenden, nicht durch Finanzierungshilfen gedeckten Kosten (§ 92 

LWG) die Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NiersVG (Städte und Gemeinden) im 

Verhältnis der nach Abflussbeiwerten für unbebaute Flächen und für bebaute Flächen 

gewichteten Größe der Gemeindegebiete innerhalb des Einzugsgebiets der Niers und 
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des Nierskanals zu den Verbandsbeiträgen herangezogen; diese Beiwerte betragen 

für 

 

 unbebaute Flächen 0,04 

 
 bebaute Flächen 0,50. 

 

(2) Für die Errechnung des Verhältnisses zwischen bebauten und unbebauten Ge-

meindeflächen wird der Anteil der bebauten Fläche der Gemeinde auf der Grundlage 

einer mittleren Wohndichte von 60 Einwohnern je Hektar ermittelt. Die unbebaute Flä-

che errechnet sich aus der amtlichen Gemeindefläche innerhalb des Einzugsgebiets 

der Niers und des Nierskanals unter Abzug der vorher ermittelten bebauten Flächen. 

Stichtag für die Ermittlung der Einwohnerzahl der Gemeinde ist der 30. Juni des jeweils 

abgelaufenen Kalenderjahres, Grundlage für die Berechnung ist die Statistik des Lan-

desamtes für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen. Soweit darin orts-

ansässige Streitkräfte und Inhaber zweiter Wohnsitze nicht erfasst sind, werden sie 

zur Wohnbevölkerung hinzugerechnet. 

 

(3) Als Erschwernis im Sinne des Absatzes 1 gelten Anlagen im Sinne des § 99 LWG 

und die Einleitung von Abwasser einschließlich seiner mittelbaren Zuführung mittels 

Kanalisation in die oberirdischen Gewässer. Bei der Berechnung des Gesamtaufwan-

des für Erschwernis durch die Einleitung von gereinigtem Abwasser ist der zusätzlich 

verursachte Unterhaltungsaufwand maßgebend. 

 

(4) Bei der Berechnung des Anteils für die Erschwernisse durch Anlagen sind Art und 

Ausmaß der Anlage, die sich auf die Gewässerunterhaltung erschwerend auswirken, 

maßgebend. Die Aufwendungen des Niersverbandes durch Anlagen sind von den Ei-

gentümern der Anlagen aufzubringen. 

 

 

 

§ 19 

Beiträge für die Regelung des Wasserabflusses einschließlich Ausgleich 

der Wasserführung und Sicherung des Hochwasserabflusses 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 NiersVG) 

 

(1) Die Beiträge für die Aufwendungen des Niersverbandes, die ihm aus der Durchfüh-

rung von Maßnahmen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 NiersVG entstehen, verteilen sich nach 

Maßgabe des § 26 NiersVG vorab auf diejenigen Mitglieder, die nicht nur unwesentlich 

zu den nachteiligen Abflussveränderungen beitragen, durch die die Maßnahmen des 
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Niersverbandes veranlasst werden, sowie auf diejenigen Mitglieder, die von den Maß-

nahmen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 NiersVG einen nicht nur unerheblichen Vorteil haben. 

 

(2) Im Übrigen verteilt sich der Beitrag auf die Städte und Gemeinden im Einzugsgebiet 

der Niers und des Nierskanals im Verhältnis von Nutzungsart und Größe ihrer Flächen, 

soweit diese im Einzugsgebiet der Niers und des Nierskanals (§ 26 Abs. 1 Satz 3 

NiersVG) liegen, gemäß den in § 18 Abs. 1 dieser Satzung festgelegten Werten.  

 

 

 

§ 20 

Beiträge für die Rückführung ausgebauter oberirdischer Gewässer 

in einen naturnahen Zustand 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 NiersVG) 

 

Die Beitragslast für die Aufwendungen des Niersverbandes zur Rückführung ausge-

bauter oberirdischer Gewässer in einen naturnahen Zustand verteilt sich zunächst 

vorab auf diejenigen Mitglieder, die von den Maßnahmen des Verbandes nach  

§ 2 Abs. 1 Nr. 3 Niersverbandsgesetz weitergehende Vorteile haben, entsprechend 

dem Verhältnis dieser weitergehenden Vorteile. 

 

Im Übrigen verteilt sich die verbleibende Beitragslast auf die Mitglieder nach  

§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Niersverbandsgesetz entsprechend dem Verhältnis der Zahl 

ihrer Einwohner im Verbandsgebiet am 31. Dezember des Veranlagungsjahres. 

 

 

 

§ 21 

Beiträge für die Regelung des Grundwasserstandes sowie 

Ausgleich wasserwirtschaftlicher nachteiliger Veränderungen 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 NiersVG) 

 

Wird Grundwasser oder Wasser oberirdischer Gewässer dem Verbandsgebiet auf 

Dauer in erheblichem Umfang entzogen, haben die Wasserentnehmer Beiträge zu 

zahlen, soweit sie den Entzug nicht durch entsprechende Ersatzwasserlieferung in vol-

ler Höhe ausgleichen. Der Beitrag bemisst sich nach den Kosten für die Aufwendungen 

des Niersverbandes, die für eine entsprechende Ersatzbeschaffung von Wasser für 

die entzogene Wassermenge notwendig wären. Er ist zu 10 % für die Regelung des 

Wasserabflusses (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 NiersVG) und zu 90 % für die Abwasserbeseitigung 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 8 und 9 NiersVG) zu verwenden. 
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§ 22 

Beiträge für die Ent- und Bewässerung von Grundstücken 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 7 NiersVG) 

 

Die Beitragslast für die Aufwendungen des Niersverbandes für die Entwässerung und 

die Bewässerung von Grundstücken verteilt sich auf die beitragspflichtigen Mitglieder 

im Verhältnis der Flächeninhalte der beteiligten Grundstücke. 

 

 

 

§ 23 

Beiträge für die Abwasser- und die Deponiesickerwasserbeseitigung 

sowie für die Entsorgung der dabei anfallenden Abfälle 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 8 und 9 NiersVG) 

 

(1) Für die Aufwendungen des Niersverbandes zur Beseitigung von Abwasser ein-

schließlich der Entsorgung der dabei anfallenden Abfälle sowie zur Deckung der Ab-

wasserabgabe für das Einleiten von Schmutzwasser sind als Abwasserableiter die Mit-

glieder nach Maßgabe des § 26 Niersverbandsgesetz beitragspflichtig, für die der 

Niersverband gemäß § 2 Niersverbandsgesetz Abwasser beseitigt, die Gemeinden 

auch für die abwasserableitenden Nichtmitglieder sowie für diejenigen Mitglieder, die 

vom Niersverband nicht unmittelbar veranlagt werden (§ 3 Abs. 2). 

 

(2) Der Beitrag für die Beseitigung von Abwasser (Schmutzwasser einschließlich des 

damit abfließenden Fremdwassers sowie des Niederschlagswassers) deckt die nach 

Abzug von Kostenanteilen für schädlichen Wasserentzug nach § 21 dieser Satzung 

und für Sonderaufwendungen (Abs. 5) verbleibenden Aufwendungen des Niersver-

bandes für die Beseitigung von Abwasser. Unbeschadet der Kostenerstattung für die 

Sonderaufwendungen verteilt er sich nach Wertzahlen, die sich nach der Abwasser-

menge, den Abwasserbeiwerten sowie einer Degressionsstaffel nach den Bestimmun-

gen des Absatzes 3 errechnen. 

 

a) Die von einer Gemeinde übergebenen Abwassermengen werden vom Verband 

gemessen bzw. ersatzweise sachgerecht ermittelt. Zu den gemessenen bzw. er-

mittelten Abwassermengen sind auch die auf Kläranlagen direkt angelieferten 

Abwassermengen (Abwasser aus Kleinkläranlagen und aus abflusslosen Gru-

ben) hinzuzurechnen. Die übernommenen Abwassermengen sind um die Abwas-

sermengen der vom Verband gesondert veranlagten gewerblichen Mitglieder zu 

vermindern. 
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b) Die Abwassermenge des gewerblichen Mitglieds errechnet sich nach der bezo-

genen zuzüglich der aus Eigenversorgungsanlagen geförderten Frischwasser-

menge und/oder des auf sonstige Weise zusätzlich erzeugten Abwassers, ein-

schließlich gesammelten Niederschlagswassers, sofern die Abwassermenge 

nicht durch Messungen festgestellt wird. 

 

c) Zur Berücksichtigung des Mengenverlustes bei Zugrundelegung des Bezugs und 

der Eigenförderung von Frischwasser für die Ermittlung der Abwassermenge wird 

die Frischwassermenge um einen Verlustabzug von 8 % verringert. Auf Antrag 

wird die Höhe des Verlustabzugs hinsichtlich des Gesamtablaufs oder des Teil-

stroms geändert, für den abweichende Abzugswerte allgemein anerkannt sind 

oder für den der Mengenverlust nachgewiesen wird. In Zweifelsfällen kann der 

Niersverband Abwassermengenmessungen fordern, wenn dies möglich und wirt-

schaftlich zumutbar ist. 

 

d) Der Abwasserbeiwert für die wegen der Beseitigung von Abwasser und Klär-

schlamm heranzuziehenden Gemeinden geht von der Zahl 1 für alle Gemeinden 

aus und ändert sich bei den gewerblichen Mitgliedern für ihr Abwasser nach Ver-

schmutzungsgrad und Schädlichkeit, die aufgrund von Untersuchungen und bei 

deren Fehlen anhand vorliegender Erfahrungswerte, ersatzweise durch Schät-

zung bewertet werden. 

 

e) Soweit Gemeinden anderes Abwasser bzw. andere Stoffe als kommunales Ab-

wasser zugeben bzw. anliefern, so werden diese in Anwendung der Regeln für 

gewerbliches Abwasser veranlagt. 

 

(3) Die Degressionsstaffel für die Errechnung der Wertzahlen des gewerblichen Ab-

wassers berücksichtigt die Senkung der spezifischen Kosten, die sich mit wachsen-

dem Produkt aus Abwassermenge und Abwasserbeiwert (Berechnungswert) bei ge-

meinsamer Behandlung dieses Abwassers in einer Kläranlage gegenüber den spezi-

fischen Kosten einer Kläranlage durchschnittlicher Größe des Niersverbandes für kom-

munales Abwasser ergibt oder ergeben würde. Abwasser im Sinne von Abs. 4 wird 

nicht in die Degression einbezogen. 

 

(4) Die Beitragslast für die Beseitigung von Flüssigkeiten aus Abfällen (Abwasser im 

Sinne von § 51 Abs. 1 Satz 2 LWG, insbesondere Deponiesickerwasser) ist von den-

jenigen Mitgliedern zu tragen, die daraus einen unmittelbaren Vorteil haben. Der Bei-

trag für die Beseitigung von Flüssigkeiten aus Abfällen bemisst sich nach den hierfür 

entstehenden und gesondert erfassten Aufwendungen. Er verteilt sich nach Wertzah-

len auf der Grundlage der angelieferten Flüssigkeitsmenge und Beiwerten, die unter 
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Berücksichtigung des für die Unschädlichmachung entstehenden Aufwands und der 

Anlagenbelastung bestimmt werden. 

 

(5) Entstehen durch Maßnahmen oder Unterlassungen eines Mitglieds dem Niersver-

band Aufwendungen für nicht plangemäße Beseitigung von Abwasser, Klärschlamm 

und festen Stoffen (§ 7 NiersVG) sowie für entsprechende erhöhte Heranziehungen 

zur Abwasserabgabe - Sonderaufwendungen -, so wird das Mitglied dafür zu zusätzli-

chen Beiträgen herangezogen. Solange und soweit das verursachende Mitglied nicht 

herangezogen werden kann, sind die Sonderaufwendungen als Aufwendungen im 

Sinne des Absatzes 1 zu behandeln. 

 

 

 

§ 23a 

Beiträge für die Behandlung von mit Niederschlagswasser vermischtem 

Schmutzwasser aus Mischkanalisationen in Niederschlagswasser-behand-

lungsanlagen sowie für die Rückhaltung von mit Niederschlags- 

wasser vermischtem Schmutzwasser aus Mischkanalisationen in dazu 

bestimmten Sonderbauwerken 

(§ 54 Abs. 1 LWG) 

 

(1) Der Beitrag für die Behandlung von mit Niederschlagswasser vermischtem 

Schmutzwasser aus Mischkanalisationen in Niederschlagswasserbehandlungsanla-

gen (NWBA) deckt die diesbezüglichen Aufwendungen des Niersverbandes. Die Auf-

wendungen verteilen sich nach den reduzierten Abflussflächen (Ared) der mischkanali-

sierten Entwässerungsgebiete auf die Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 4 

NiersVG. Sie bemessen sich nach den Festlegungen im Wirtschaftsplan. 

 

Die der Mischkanalisation zugeordneten Entwässerungsflächen (Ared-Flächen) der Mit-

glieder nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 NiersVG - im folgenden als gewerblich bezeichnet 

- werden zum Stichtag 30. Juni des jeweils abgelaufenen Kalenderjahres im einzelnen 

erfasst. Hierbei ist in der Regel von einem Abflussbeiwert von 0,85 auszugehen; falls 

der überbaute Anteil mehr als 85 % oder weniger als 65 % der Gesamtfläche eines 

gewerblichen Betriebsgrundstücks ausmacht, wird der Abflussbeiwert als gewogenes 

Mittel auf der Grundlage folgender Daten errechnet: 

 

 Überbaute Fläche spezifischer Beiwert 1,0 

 
 Straßen, Wege, Plätze spezifischer Beiwert 0,85 
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 Übrige Fläche innerhalb 

 des Betriebsgrundstücks spezifischer Beiwert 0,1 

 

Flächen, von denen Niederschlagswasser versickert wird, sowie die Versickerungsflä-

chen selbst werden mit einem spezifischen Beiwert von Null bewertet. Die Größe und 

Nutzungsart der jeweiligen Flächen sind auf Verlangen des Verbandes durch das Mit-

glied nachzuweisen. 

 

(2) Der Beitrag für die Rückhaltung von mit Niederschlagswasser vermischtem 

Schmutzwasser aus Mischkanalisationen in dazu bestimmten Sonderbauwerken deckt 

die diesbezüglichen Aufwendungen des Niersverbandes, die sich nach den Festlegun-

gen im Wirtschaftsplan bemessen. Die Aufwendungen verteilen sich auf die Mitglieder 

nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NiersVG entsprechend dem Verhältnis des verbandlichen 

Rückhaltevolumens in dem jeweiligen zum Verband gehörenden Gemeindegebiet zu 

dem verbandlichen Rückhaltevolumen im Verbandsgebiet insgesamt. Die einzelnen 

Rückhaltevolumina der Sonderbauwerke werden jeweils entsprechend ihrer Größe ge-

wichtet. 

 

 

 

§ 23b 

Beiträge zur Deckung der Abwasserabgabe für das Einleiten 

von Niederschlagswasser 

(§ 65 Abs. 2 LWG) 

 

(1) Die Aufwendungen des Niersverbandes zur Deckung der Abwasserabgabe für das 

Einleiten von Niederschlagswasser verteilen sich auf diejenigen Mitglieder in der 

Gruppe nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Niersverbandsgesetz, die den verbandlichen Ab-

wasserbehandlungsanlagen Niederschlagswasser zuführen. Maßgebend für die Ver-

teilung ist die Anzahl der Einwohner, die am 31.12. des jeweiligen Veranlagungsjahres 

an die öffentlichen Kanalisationsnetze der Mitglieder angeschlossen sind, aus denen 

verbandlichen Anlagen Niederschlagswasser zugeführt wird.  

 

(2) Steht bestandskräftig fest, dass das Einleiten von Niederschlagswasser aus einem 

öffentlichen Kanalisationsnetz nach Maßgabe des § 73 Abs. 2 Landeswassergesetz 

für ein nach dem 31.12.2008 beginnendes Veranlagungsjahr abgabefrei bleibt, min-

dert sich bei denjenigen Mitgliedern, deren Einwohner an dieses Kanalisationsnetz an-

geschlossen sind, der Beitrag nach Abs. 1 für das jeweils zeitlich nächste zu veranla-

gende Wirtschaftsjahr um einen Betrag, der dem nach Maßgabe des  
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§ 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 4 Abwasserabgabengesetz zu ermittelnden Ab-

gabebetrag entspricht. Dabei ist der Abgabebetrag auf Grundlage der Zahl der am 

31.12. des maßgeblichen Veranlagungsjahres an das betreffende öffentliche Kanali-

sationsnetz angeschlossenen Einwohner des jeweiligen Mitgliedes zu ermitteln. 

 

 

 

§ 24 

Nachlaufende Beiträge 

(Zu § 25 Abs. 4 NiersVG) 

 

(1) Ausgeschiedene und eingeschränkt teilnehmende Mitglieder des Verbandes in der 

Beitragsgruppe "Abwasserbeseitigung und Entsorgung der dabei anfallenden Rück-

stände" werden wegen der Aufwendungen des Verbandes im Sinne von § 25 Abs. 4 

Satz 1 2. Halbsatz NiersVG zu nachlaufenden Beiträgen veranlagt. Nachlaufende Bei-

träge werden nur festgesetzt, wenn die ausgeschiedenen oder eingeschränkt teilneh-

menden Mitglieder in den letzten fünf Veranlagungsjahren vor dem Jahr des Ausschei-

dens bzw. der eingeschränkten Teilnahme (Auslösejahr) in der vorgenannten Beitrags-

gruppe jeweils den Mindestbeitrag nach § 3 Abs. 2 erreicht haben und die nachlaufen-

den Beiträge ihrerseits einen Mindestbeitrag in Höhe von 5.000,00 Euro erreichen. 

 

(2) Als ausgeschieden oder eingeschränkt teilnehmend gelten diejenigen Mitglieder, 

deren Wertzahlen in der vorgenannten Beitragsgruppe im Auslösejahr im Verhältnis 

zum arithmetischen Mittel dieser Wertzahlen in den drei Vorjahren um mehr als 

40 v. H. zurückgegangen sind. Dies gilt jedoch nicht, sofern der Rückgang der Wert-

zahlen des betroffenen Mitgliedes allein darauf zurückzuführen ist, dass dessen Ab-

wasserbeiwert erstmals aufgrund spezifischer Untersuchungen ermittelt worden ist. 

 

(3) Der nachlaufende Beitrag steigt mit dem Rückgang der Wertzahlen des betroffenen 

Mitgliedes nach Abs. 2 linear von Null bis zu dem Höchstwert für ausgeschiedene Mit-

glieder an. Der Höchstwert entspricht dem nicht vermeidbaren Anteil der durch das 

jeweilige Mitglied verursachten Aufwendungen und bemisst sich nach dem  

0,6-fachen des arithmetischen Mittels der Wertzahlen der drei dem Auslösejahr vor-

hergehenden Jahre. 

 

(4) Der nachlaufende Beitrag, der auf der Basis der Verhältnisse des Auslösejahres 

als grundsätzlich gleichbleibender Betrag fünf Jahre lang festgesetzt wird, reduziert 

sich für Veranlagungsjahre, in denen die Wertzahlen des betroffenen Mitgliedes in der 

vorgenannten Beitragsgruppe dessen diesbezügliche Wertzahlen im Auslösejahr 



25 

übersteigen. Bei einem weiteren Rückgang der Wertzahlen nach Abs. 2 in den dem 

Auslösejahr folgenden Veranlagungsjahren wird ein nachlaufender Beitrag unter Au-

ßerachtlassung derjenigen Vorjahre, die bereits einmal zur Auslösung eines nachlau-

fenden Beitrags herangezogen worden sind, wiederum als grundsätzlich gleichblei-

bender Betrag fünf Jahre lang festgesetzt. Einzelheiten hierzu sind in den Veranla-

gungsregeln des Niersverbandes zu regeln. 

 

(5) Auf den nachlaufenden Beitrag wird der Beitrag angerechnet, der von einem ande-

ren Mitglied des Verbandes in der Beitragsgruppe "Abwasserbeseitigung und Entsor-

gung der dabei anfallenden Rückstände" auf Grundlage derjenigen Wertzahlen erho-

ben wird, die das andere Mitglied nach dem Ausscheiden bzw. der eingeschränkten 

Teilnahme auf demselben Grundstück wie das ausgeschiedene bzw. eingeschränkt 

teilnehmende Mitglied verursacht hat. Die Anrechnung erfolgt in jedem Jahr des 5-

Jahreszeitraums gemäß Absatz 4, in dem ein entsprechender Beitrag von dem ande-

ren Mitglied erhoben wird. 

 

 

 

§ 25 

Beiträge für die Ermittlung der wasserwirtschaftlichen Verhältnisse 

 

Die bei der Erfüllung der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 11 NiersVG entstehenden 

Kosten werden, soweit sie nicht einzelnen Aufgaben gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 

NiersVG zugeordnet werden können, anteilig auf die Gebietskörperschaften im Ein-

zugsgebiet der Niers und des Nierskanals umgelegt. 

 

 

 

§ 26 

Sonderbeiträge und Auftragsmaßnahmen 

(§ 2 Abs. 4 NiersVG) 

 

(1) Aufwendungen für Verbandsanlagen und -maßnahmen, aus denen einzelnen Mit-

gliedern ein Sondervorteil erwächst oder die in besonderen Verhältnissen eines dieser 

Mitglieder ihren Grund finden, werden auf diese Mitglieder umgelegt (Sonderbeiträge: 

S-Beiträge). § 23 Abs. 5 der Satzung bleibt unberührt. 

 

(2) Die Aufwendungen für Auftragsmaßnahmen im Sinne von § 2 Abs. 4 NiersVG wer-

den nicht im Wege der Veranlagung eingezogen, sondern von den Auftraggebern auf-

grund eines mit ihnen abzuschließenden privatrechtlichen Vertrages ersetzt. 
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§ 27 

Beitragszahlungen, Fälligkeit 

(Zu §§ 25 Abs. 2 und 27 NiersVG) 

 

(1) Die Mitglieder haben Vorauszahlungen auf den Jahresbeitrag (Vorauszahlungsbe-

scheid) zu leisten. Den Mitgliedern gleichgestellt sind gewerbliche Unternehmen und 

die jeweiligen Eigentümer von Grundstücken, Verkehrsanlagen und sonstigen Anla-

gen im Sinne von § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Niersverbandsgesetz sowie Gebietskörper-

schaften, Unternehmen oder Eigentümer im Sinne von § 6 Abs. 1 Satz 2 Niersver-

bandsgesetz, bei denen eine Kalkulation aufgrund des Bekanntwerdens neuer Tatsa-

chen ergibt, dass sie im laufenden Veranlagungsjahr einen Mindestbeitrag im Sinne 

von § 3 Abs. 2 Niersverbandssatzung voraussichtlich erreichen werden. Die Last der 

Vorauszahlungen verteilt sich nach dem Beitragsverhältnis der letzten festgesetzten 

Beitragsliste. Den Vorauszahlungen können nach Bekanntwerden neuer Tatsachen 

auch diese Beitragsverhältnisse zugrunde gelegt werden. Die Vorauszahlungen sind 

in vier Teilbeträgen am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden 

Jahres zu zahlen. Der Jahresbeitrag wird nach Ablauf des Wirtschaftsjahres (= Veran-

lagungsjahr) unter Anrechnung geleisteter Vorauszahlungen auf der Basis der tatsäch-

lichen Beitragsverhältnisse des Veranlagungsjahres festgesetzt und einen Monat nach 

Zustellung des Beitragsbescheids fällig. 

 

(2) Auf Antrag können in begründeten Ausnahmefällen Beiträge ganz oder teilweise 

gestundet oder erlassen werden. §§ 222, 227, 234 und 238 der Abgabenordnung gel-

ten entsprechend. 

 

 

 

§ 28 

Widerspruchsausschuss 

(Zu § 29 NiersVG) 

 

Für die Wahl und Ersatzwahl der Mitglieder des Widerspruchsausschusses gem. 

§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 NiersVG und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gilt 

§ 9 entsprechend. 

 

 

 



27 

§ 29 

Bekanntmachung 

(Zu § 33 NiersVG) 

 

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes werden vom Vorstand unterzeichnet. 

 

(2) Bekanntmachungen des Niersverbandes an seine Mitglieder erfolgen durch Zusen-

dung verschlossenen einfachen Briefs. Auslegungen erfolgen in der Geschäftsstelle 

des Verbandes. 

 

(3) Die für die Öffentlichkeit bestimmten Bekanntmachungen werden durch Abdruck in 

den Amtsblättern für die Bezirksregierungen Düsseldorf und Köln veröffentlicht, soweit 

nicht besonders bestimmt (§ 8 Abs. 1 dieser Satzung). § 11 Abs. 4 NiersVG bleibt un-

berührt. 

 

 

 

§ 30 

Genehmigung von Geschäften 

(Zu § 38 Abs. 1 NiersVG) 

 

(1) Bei der unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen liegt ein erheb-

licher Wert im Sinne von § 38 Abs. 1 Nr. 2 NiersVG vor, wenn ein Geschäftswert von 

30.000 Euro überschritten wird. 

 

(2) Bei der unentgeltlichen Überlassung der Nutzung von Vermögensgegenständen 

auf Dauer liegt ein erheblicher Wert im Sinne von § 38 Abs. 1 Nr. 2 NiersVG vor, wenn 

ein jährlicher Nutzungswert von 30.000 Euro überschritten wird. 

 

(3) Die Belastung aus der Bestellung von Sicherheiten und der Übernahme von Bürg-

schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen steht im Sinne von § 38 Abs. 1 

Nr. 5 NiersVG dann nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu der Finanzkraft 

des Verbandes, wenn deren Höhe insgesamt 10 % der zum Verwaltungshaushalt zu 

leistenden Jahresbeiträge übersteigt. 

 

 

 



 28 

§ 31 

Inkrafttreten1) 

 

Die Satzung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 

das Land Nordrhein-Westfalen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Niersverban-

des vom 20. November 1981 (Amtsblatt RP Düsseldorf vom 3.12.1981), zuletzt geän-

dert durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 13.12.1990, außer Kraft. 

 

                                                           
1) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Satzung in der am 25. Oktober 1994 bekannt gemachten 

ursprünglichen Fassung des Beschlusses der Verbandsversammlung vom 8. September 1994  
(GV. NRW. S. 978, ausgegeben am 25. November 1994). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der  
späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Bekanntmachungen, die hier nicht abgedruckt 
sind. 


